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I.  Soziale Krise und Entdemo-
kratisierung – Die Folgen der 
bisherigen Krisenpolitik

Seit Beginn der Aufzeichnungen war 
die Arbeitslosenquote in der Euro-
zone noch nie so hoch wie 2012: 
Fast 12 % der erwerbstätigen Be-
völkerung war ohne bezahlte Ar-
beit. Knapp 26 Millionen Menschen 
in der EU sind auf Arbeitssuche. In 
Griechenland und Spanien beträgt 
die Arbeitslosigkeit mittlerweile 
rund 27 %. Mehr als 55 % der Ju-
gendlichen sind arbeitslos. Werte, 
die selbst in der Weimarer Republik 
und in der Zwischenkriegszeit in Ös-
terreich nur kurzfristig  übertroffen 
wurden.2  

Diese Zahlen zeigen, dass die soziale 
Krise zwar ganz Europa im Griff hält, 
sich aber besonders dramatisch in 
jenen Ländern entfaltet hat, die im 
Anschluss an die Finanz- und Wirt-
schaftskrise direkt oder indirekt die 
Politik der Troika3 umsetzen muss-
ten, um Geld zu erhalten bzw. Anlei-
henankäufe der EZB sicherzustellen. 
Die so geschaffene Liquidität wird 
bisher jedoch nicht zur „Rettung 
der Arbeitslosen“, sondern zu kei-

nem geringen Anteil zur Rettung von 
Banken eingesetzt, die nicht selten 
aus den Geberländern stammen.4 

Neben drastischer Sparmaßnahmen 
(oder genauer: Austeritätspolitik5) 
verordnet die bisherige Krisenpo-
litik „Strukturreformen“, zu denen 
sich die betroffenen Länder durch 
vertragliche Vereinbarungen (so-
genannte Memoranda of Under-
standing) oder gar durch vorausei-
lenden Gehorsam verpflichten. Die 
Erfahrungen zeigen aber, dass damit 
nicht jene Strukturen einer Reform 
unterzogen werden, die für die Fi-
nanz- und Weltwirtschaftskrise ver-
antwortlich sind. So kam es in kei-
nem der betroffenen Länder zu einer 
merklich verstärkten Besteuerung 
von Vermögen, hohen Einkommen 
und Unternehmensgewinnen – im 

Gegenteil, die Ungleichheit in der 
Verteilung und damit die zentrale 
Ursache der Krise spitzte sich weiter 
zu.6

„Austerität und Strukturrefor-
men“ – Eingriffe in die soziale 
Rechte arbeitender Menschen n 
Unter dem auf den Alltagsverstand 
zielenden Slogan der „Strukturrefor-
men für mehr Wettbewerbsfähigkeit“ 
erfolgten vielmehr teils drastische 
Eingriffen in die Rechte der arbeiten-
den Menschen. Mit der Begründung, 
dass die Krise harte Einschnitte er-
forderlich mache und die „europäi-
schen Vorgaben“ keine andere Wahl 
ließen, konnten die Staatschefs der 
„Krisenländer“ Reformen im Bereich 
der Lohnpolitik, der Pensionen und 
des Arbeitsrechts durchsetzten, die 
bisher am Widerstand der Gewerk-
schaften und sozialer Bewegungen 
gescheitert waren. 

Im Bereich der Lohnpolitik kam es 
etwa zur Reduktion bzw. zur Ein-
frierung von Mindestlöhnen, zur 
Abschaffung, Aussetzung oder zeit-
lichen Limitierung von Kollektivver-
trägen und zur Verlagerung der Kol-
lektivvertragsverhandlungen auf 
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die Betriebsebene. Im Bereich der 
Pensionen wurde das Antrittsalter 
an die Lebenserwartung gekoppelt, 
die Beitragszeiten massiv verlängert 
und die Höhe der Zahlungen gekürzt. 
Und im Arbeitsrecht setzte das neo-
liberale „Reform-Bündnis“ aus EU-
Kommission und den jeweiligen 
Staatschefs eine Erleichterung von 
Kündigungen, eine Verlängerung der 
Wochenarbeitszeit und einen Ausbau 
von befristeter Beschäftigung und 
Zeitarbeit durch.7 

Im Zusammenspiel mit der dras-
tischen Austeritätspolitik8, welche 
eine massive Einschränkung der öf-
fentlichen Investitionen nach sich 
zog, führten diese „Strukturrefor-
men“ durch den Verlust von Einkom-
mensbestandteilen zu einem massi-
ven Einbruch der Nachfrage. Gerade 
dieser Druck auf kleine und mittlere 
Einkommen führte zu einem weite-
ren Abkühlung der Wirtschaft. 

Die so stetig steigende Arbeitslo-
sigkeit und die damit verbundene 
weitere Reduktion der Nachfrage 
zog eine seit 2008 nahezu ungebro-
chene Kette von jährlich sinkender 
Wirtschaftsleistung und stark stei-
genden Schuldenständen in Ländern 
wie Griechenland, Spanien, Italien 
und Portugal nach sich.9 Dass dieser 
massive Einbruch im Süden des eu-
ropäischen Binnenmarktes letztlich 
auch die Länder des Zentrums treffen 
werde, war kritischen ÖkonomInnen 
von Anfang an klar: denn 87 % der 
Nachfrage nach europäischen Gütern 
und Dienstleistungen gehen auf die 
Nachfrage im Binnenmarkt zurück.10  
Dieser Zusammenhang wurde 2012 
offenkundig, als die Wirtschaft der 
gesamten Eurozone um 0,4 % zu-
rückging.

Warum wird die Krisenpolitik 
trotz ihres Scheiterns fortge-
setzt? n Aus der Perspektive der ar-
beitenden Menschen ist die bisherige 
Krisenpolitik der Austerität und der 
Strukturreformen daher ganz offen-
sichtlich gescheitert. Warum wird sie 
dann aber dennoch ohne Abstriche 
fortgesetzt? Dafür lassen sich grob 
vereinfachend wohl zwei Erklärun-
gen finden. Zum einen ist die ideelle 
Dominanz neoliberaler Wirtschafts-

theorie ungebrochen. Jahrelang ha-
ben die heute zur Entscheidung be-
rufenen AkteurInnen neoliberales 
Denken und Handeln an den Univer-
sitäten, in Institutionen und Think 
Tanks eingeübt. Gleichzeitig wurden 
kritische WissenschafterInnen – ins-
besondere auch im Bereich der poli-
tischen Ökonomie – marginalisiert.11 
Auch wenn spätestens seit der Wirt-
schaftskrise immer weniger Men-
schen davon überzeugt sind, dass 
neoliberale Wirtschaftspolitik die 
dringenden gesellschaftlichen Prob-
leme lösen kann, fällt es Alternativen 
daher vorerst schwer sich durchzu-
setzen, da die Wettbewerbsorientie-
rung institutionell massiv verankert 
wurde. Michael Hardt hat diesen Zu-
sammenhang pointiert kommentiert: 
Der Neoliberalismus sei ein Zombie, 
intellektuell bereits tot, materiell 
aber untot und daher immer noch in 
der Lage entsetzliche Verwüstungen 
anzurichten.12

Zum anderen profitieren einige We-
nige massiv von der neoliberalen 
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Wirtschaftspolitik. Kritische Ökono-
men erklären diesen Zusammenhang 
unter Rückgriff auf den Europafor-
scher Bastiaan van Apeldoorn fol-
gendermaßen: Bei der Wettbewerbs-
orientierung steht „der strategische 
Aspekt [der] Konstruktion eines euro-
päischen Modells des Kapitalismus im 
Vordergrund, mit dem der Imperativ 
der Reduktion der Arbeitskosten zur 
Sicherung der Unternehmensprofite 
verankert werden soll.“13

Die Europäisierung der Krisen-
politik … n So lässt sich zumindest 
ansatzweise fassen, warum eine für 
die breite Masse der Bevölkerung 
völlig verfehlte Wirtschaftspolitik 
trotz der historischen Evidenz ihres 
Scheiterns14 fortgesetzt und in ganz 
Europa verallgemeinert wird. Denn 
die Kommission und die Staats- und 
Regierungschefs haben ab 2010 
energische Anstrengungen unter-
nommen, Teile der Austeritätspoli-
tik und der „Strukturreformen“, die 
in Südeuropa durch die Troika in 
Stellung gebracht wurden, auf ganz 
Europa auszuweiten. Im Zentrum 
dieser Bemühungen stehen die so-
genannte Economic Governance (ein 
Gesetzespakt aus fünf Verordnungen 
und einer Richtlinie, das daher auch 
als 6-Pack bekannt wurde)15 und der 
Fiskalpakt, die Ende 2011 bzw. An-
fang 2013 in Kraft getreten sind. 

Das damit angesprochene euro-
päische Sekundärrecht (Economic 
Governance) und Völkerrecht (Fis-
kalpakt) zielt im Kern auf eine Ver-
tiefung und „Verewigung“ des Sta-
bilitäts- und Wachstumspaktes und 
damit auf eine Verschärfung der 

Austeritätspolitik.16 Mit dem im Rah-
men der Economic Governance neu 
beschlossenen Verfahren zur Ver-
meidung und Korrektur makroöko-
nomischer Ungleichgewichte hat die 
Kommission auch die Möglichkeit 
durch die (Genehmigung von Kor-
rekturmaßnahmeplänen) in jenen 
Ländern, in denen „übermäßige Un-
gleichgewichte“ bestehen, Struktur-
reformen – notfalls auch mit Sankti-
onen – durchzusetzen. Damit wurde 
erstmals ein Instrument errichtet, 
mit dem auch einige Länder außer-
halb des Troika-Regimes auf den Im-
perativ der „Wettbewerbsfähigkeit 
durch innere Abwertung“  verpflich-
tet werden können.17 

…mittels der Umgehung recht-
licher und demokratischer Ver-
fahren n Da die Fortsetzung und 
Radikalisierung der neoliberalen „In-
tegration“ Europas aber immer we-
niger auf den Konsens der Menschen 
in Europa trifft, lässt sie sich zuneh-
mend nur mehr mittels der Umge-
hung demokratischer Verfahren und 
der Durchbrechung rechtsstaatlicher 
Anforderungen bewerkstelligen. Dies 
artikuliert sich nicht zuletzt darin, 
dass die zentralen Bausteine der neo-
liberalen Krisenpolitik, wie die soge-
nannte Economic Governance 18 oder 
der Fiskalpakt, keine Rechtsgrundla-
ge in der europäischen „Verfassung“ 
finden und nur durch Umgehung des 
ordentlichen Vertragsänderungsver-
fahren (Art. 48 EUV) errichtet wer-
den konnten.19 

Gekennzeichnet sind diese bisherigen 
Maßnahmen, die von gewerkschaftli-
cher Seite als  Etappen „eines Weges 
in den Autoritarismus“20bezeichnet 
wurden, darüber hinaus dadurch, 
dass sie eine massive Aufwertung 
der Exekutive nach sich ziehen und 
diese mit umfassenden Beschluss- 
und Sanktionskompetenzen ausge-
stattet haben. Beispielsweise kann 
die Kommission im Rahmen der Eco-
nomic Governance durch ein neu 
eingeführtes Abstimmungsverfahren 
(Reverse Majority Rule) alle zentra-

len Entscheidungen – von den Vor-
gaben für die Wirtschaftspolitik bis 
zur Verhängung von Sanktionen – de 
facto alleine treffen. Das Europäi-
sche Parlament muss dabei nur an-
gehört werden.21

Genauer betrachtet kommt es aller-
dings nicht generell zu Stärkung der 
Exekutive. Vielmehr werden mit der 
Generaldirektion Wirtschaft und Fi-
nanzen der Kommission und den im 
ECOFIN-Rat22 vertretenen nationalen 
Finanzministerien gerade jene Staats-
apparate aufgewertet, die besonders 
neoliberal und maskulinistisch23 zu-
sammengesetzt sind. Umgekehrt 
werden dadurch die Generaldirektion 
Beschäftigung, Soziales und Integ-
ration der Kommission und die nati-
onalen Sozialministerien zumindest 
relativ entmachtet.24 Gleichzeitig 
kommt es zu einer entschiedenen 
Schwächung der parlamentarischen 
Arena – sowohl auf nationaler als auf 
europäischer Ebene.

„Troika für alle!“ statt Revision 
der Ursachen der sozialen Krise n 
Trotz der sozialen Krise, welche weit-
gehend durch die geschilderte Wirt-
schaftspolitik verursacht und vertieft 
wurde und entgegen der auf breiter 
Basis geäußerten Kritik an der damit 
verbundenen Entdemokratisierung25 
plant das europäischen Institutionen-
gefüge nicht an der Revision sondern 
an der weiteren Vertiefung dieser 
Politik. Diese Stoßrichtung geht je-
denfalls aus den Vorschlägen hervor, 
welche die Führungsfiguren des eu-
ropäischen Institutionengefüges bis-
her im Rahmen der im Juni 2012 ge-
starteten Debatte über den „Weg zu 
einer echten Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion“26 vorgebracht haben: 
Nachdem die Regeln für eine strik-
te Austeritätspolitik durch eine 
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autoritäre Konstitutionalisierung 27 
europaweit auf Dauer gestellt und 
damit einer demokratischen Infrage-
stellung entzogen wurden, geht es 
nun um eine weitere Europäisierung 
der im südeuropäischen Laboratori-
um erprobten „Strukturreformen“.28 

In Verträgen für Wettbewerbsfähig-
keit, so die deutsche Bundeskanz-
lerin Angela Merkel, sollen sich die 
Mitgliedstaaten gegenüber der Eu-
ropäischen Kommission zur Dere-
gulierung ihrer Arbeitsmärkte, zur 
Reform ihrer Pensionssysteme und 
zur Senkung ihrer Löhne verpflich-
ten. Die Führungsfiguren des euro-
päischen Institutionengefüges wol-
len dabei ein weiteres Mal auf jene 
europarechtswidrige und demokra-
tiepolitisch bedenkliche Vorgehens-
weise zurückgreifen, die bereits im 
Rahmen der Economic Governance 
und des Fiskalpaktes entwickelt wur-
de. Die Büchse der Pandora scheint 
geöffnet.

Der Fahrplan n Ende November 
2012 stellte die Kommission in ih-
rem Konzept zur Vertiefung der 
Wirtschafts- und Währungsunion 

(WWU)29 bereits relativ detaillierte 
Pläne für diese bindenden Verträge 
über Strukturreformen vor und er-
klärte dazu ganz offen, dass damit 
politische Widerstände überwunden 
werden sollen. Und im Dezember 
beschloss der Europäische Rat, zur 
Herstellung von „Wettbewerbsfä-
higkeit im globalen Kontext“ seinen 
Präsidenten Herman Van Rompuy bis 
zum Rat im Juni 2013 mit der Vorla-
ge von entsprechenden Maßnahmen 
zu beauftragen. Diese „individuellen 
Vereinbarungen vertraglicher Na-
tur mit den EU-Organen […] sollen 
alle dem Euro-Währungsgebiet an-

gehörenden Mitgliedstaaten binden 
[…].“30  Welche Ziele damit genau 
verfolgt werden sollen, verdeutlichte 
die Führungsfigur des europäischen 
Institutionengefüges Angela Merkel 
dann im Jänner 2013 in ihrer pro-
grammatischen Rede vor transnati-
onalen ManagerInnen am Weltwirt-
schaftsforum in Davos.

Um diese weitere Neoliberalisierung 
und Entdemokratisierung der eu-
ropäischen Wirtschaftspolitik dar-
zustellen und zu problematisieren, 
werde ich im Folgenden die bisheri-
gen Pläne und Aussagen zur ökono-
mischen Stoßrichtung und der recht-
lichen Ausgestaltung der Pakt(e) für 
Wettbewerbsfähigkeit darstellen. 
Daran schließt eine rechtliche und 
demokratiepolitische Kritik an. 

II.  Gegenstand und ökonomi sche 
Stoßrichtung der Pakt(e) 
über Wettbewerbsfähigkeit

Strategisches Planen für eine 
unternehmenszentrierte Ent-
wicklung n Es ist kein Zufall, dass 
Angela Merkel das Weltwirtschafts-
forum in Davos auswählte, um die 
nächste Etappe zur Verschärfung der 
Wettbewerbsorientierung zu thema-
tisieren: Seiner  Selbstbeschreibung 
zur Folge brachte das Forum erst-
mals 1971 unter der Patronanz der 
Europäischen Kommission und der 
europäischen Unternehmerverbände 
zentrale Persönlichkeiten aus Wirt-
schaft, Politik und Zivilgesellschaft 
zusammen, um über die Zukunft 
der Europäischen Wirtschaft nachzu-
denken.31 Seitdem ist der Schweizer 
Bergort zu einer gut ausgestatteten 
Plattform neoliberaler Intellektueller 
geworden, die sich das Ziel gesetzt 
hat der Europäisierung und Globa-
lisierung eine „unternehmenszent-
rierte Entwicklungsrichtung zu ge-
ben“.32  

Arbeitslosigkeit als Vorausset-
zung für Reformen n Die Union, 
so die deutsche Kanzlerin in ihrer 

Rede33, sei in den letzten Jahren auf 
einem Stabilitätspfad gut vorange-
kommen, dessen Leitplanken strik-
te Fiskaldisziplin auf der einen Sei-
te und Strukturreformen für mehr 
Wettbewerbsfähigkeit auf der ande-
ren Seite seien. Die Einrichtung der 
dazu beschlossen Instrumente, wäre 
vor einigen Jahren noch „unvorstell-
bar gewesen.“ Was jetzt aber noch 
fehle, so Merkel, sei ein Instrument 
für Wettbewerbsfähigkeit im ganzen 
Euroraum, welches eine globale Kon-
kurrenzfähigkeit herstellen müsse. 

Dabei sei der Faktor Zeit zentral, 
denn zum einen müsse sichergestellt 
werden, dass die Strukturreformen 
wirksam werden, bevor die politische 
Situation weiter eskaliere und zum 
anderen zeige die Erfahrung, dass es 
für solche Reformen Druck brauche. 
Die massiv angestiegene Arbeits-
losigkeit in Europa sei daher eine 
Chance, denn auch in Deutschland 
hätte erst die Zahl von fünf Millionen 
Arbeitslosen eine wettbewerbliche 
Ausrichtung ermöglicht. 

Nach der Implementierung strikter 
Fiskaldisziplin sei nun die Frage der 
Wettbewerbsfähigkeit das nächs-
te große europäische Thema: „Ich 
stelle mir das so vor – und darüber 
sprechen wir jetzt in der Europäi-
schen Union –, dass wir analog zum 
Fiskalpakt einen Pakt für Wettbe-
werbsfähigkeit beschließen, in dem 
die Nationalstaaten Abkommen und 
Verträge mit der EU-Kommission 
schließen, in denen sie sich jeweils 
verpflichten, Elemente der Wettbe-
werbsfähigkeit zu verbessern, die in 
diesen Ländern noch nicht dem not-
wendigen Stand der Wettbewerbsfä-
higkeit entsprechen.“ Dabei müssten 
Bereiche, wie etwa die „Lohnstück-
kosten [und] Lohnzusatzkos-
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ten“, im Zentrum stehen, die noch in 
der nationalen Hoheit der Mitglied-
staaten liegen. Dass unter dem To-
pos Wettbewerbsfähigkeit auch alle 
Bereiche des Wohlfahrtsstaates (z. 
B. Pensionen) angesprochen sind, 
hatte kurz zuvor der britische Premi-
er Cameron in seiner Rede in Davos 
deutlich gemacht: Die EU befände 
sich in einem globalen Wettrennen. 
Die Antwort wie dieses Rennen zu 
gewinnen ist, sei einfach: „Man muss 
die Schulden in den Griff bekommen, 
die Unternehmenssteuern senken 
und den aufgeblasenen Wohlfahrts-
staat angreifen“34. Dies griff Angela 
Merkel in ihrer Rede auf, in dem sie 
versicherte, dass sie sich in Sachen 
Wettbewerbsfähigkeit mit Cameron 
absolut einig sei.

Verträge zur Überwindung poli-
tischer Widerstände n Was genau 
mit den Verträgen über Wettbewerbs-
fähigkeit gemeint sein könnte, wird 
unter anderem in der Mitteilung35 zur 
Vertiefung der WWU deutlich, welche 
von einer kritischen Öffentlichkeit 
weitgehend unbemerkt schon im No-
vember 2012 präsentiert wurde. 

Obwohl das europäische Institu-
tionengefüge seine Kompetenzen 
zur wettbewerblichen Restrukturie-
rung der Wirtschaft bereits durch 
das Verfahren zur Vermeidung und 
Korrektur makroökonomischer Un-
gleichgewichte wesentlich ausbau-
en konnte36, würden die Pakte über 
Wettbewerbsfähigkeit den Einfluss 
der europäischen Exekutive und der 
nationalen Regierungen gegenüber 
den Parlamenten erneut stärken. Die 
Verträge sollen nämlich dem Kon-

zept zufolge direkt zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission 
geschlossen werden. Um die „zügige 
Verabschiedung und Umsetzung von 
Reformen durch Überwindung […] 
politischer und ökonomischer Hin-
dernisse für die Reform zu fördern“37, 
soll eine finanzielle Unterstützung 
ausbezahlt werden, wenn der in den 
Verträgen festgelegte Zeitplan zur 
Umsetzung der Strukturmaßnahmen 
eingehalten wird. So könnten etwa 
die „kurzfristigen Folgen von Refor-
men zur Flexibilisierung des Arbeits-
marktes aufgefangen werden […].“38  
Die entsprechende Finanzierung soll 
über einen Sonderfond abgewickelt 
werden, in den die Länder der Euro-
zone einzuzahlen hätten.39  

Schon ein kurzer Blick auf diese Pläne 
macht deutlich, was damit erreicht 
werden soll: Die im südeuropäischen 
Laboratorium des Neoliberalismus 
entwickelte Praxis der Verabschie-
dung von „Memoranda of Understan-
ding“, die finanzielle Unterstützung 
im Gegenzug zu detaillierten „Struk-
turreformen“ gewähren, soll europä-
isiert werden. 

Zuckerbrot und Peitsche n Abseits 
des finanziellen Anreizes sollen die 
Verträge über Wettbewerbsfähigkeit 
durch zwei weitere Instrumente ef-
fektuiert werden. Zum einen könn-
ten die „Vereinbarungen […] dadurch 
durchsetzbar sein, dass die Kommis-
sion eine Verwarnung (gemäß Art. 
121 Abs. 4 AEUV) an einen Mitglied-
staat richten kann, der sich nicht an 
die vertragliche Vereinbarung hält.“40 
Zum anderen sollen jene Staaten in 
denen der Mangel an Wettbewerbs-
fähigkeit das Maß übermäßiger Un-
gleichgewichte erreicht mit Sankti-
onen (bis zu 0,1 % des BIP) belegt 
werden, wenn sie gegen die Verträge 
über Wettbewerbsfähigkeit versto-
ßen.41 Zugespitzt geht um das Auf-
spannen einer Spielanordnung, die 
an eine erpresserische Fragestellung 
erinnert: „Reformen und finanzielle 
Unterstützung oder Stillstand und 
Sanktionen?“

Während die Verträge über Wettbe-
werbsfähigkeit im europäischen In-
stitutionengefüge weitgehend außer 
Streit zu stehen scheinen42, wie es 
die Schlussfolgerungen des Europä-
ischen Rates und das Konzept der 
Kommission zeigen, wird über deren 
rechtliche Ausgestaltung noch ge-
rungen: Während die deutsche Bun-
deskanzlerin einen völkerrechtlichen 
Vertrag für Wettbewerbsfähigkeit 
analog zum Fiskalpakt beschließen 
möchte, präferiert die Kommission 
–wie bei der Economic Governance – 
eine Lösung durch europäisches Se-
kundärrecht.

III.  Verträge ohne  
Rechtsgrundlage

Art 136 AEUV als Generalklausel 
für unbegrenztes Sonderrecht? n 
In ihrem Konzept für eine Vertiefung 
der WWU führt die Kommission aus, 
dass der Art. 136 AEUV, auf den sie 
bereits das Verfahren über makroöko-
nomische Ungleichgewichte gestützt 
hatte, eine geeignete Grundlage für 
die Verträge über Wettbewerbsfä-
higkeit bildet.43 Diese Argumentati-
on ist mehr als zweifelhaft. Der Art. 
136 AEUV ermächtigt den Rat für die 
Euro-Zone, Maßnahmen zu erlassen, 
um a) „die Koordinierung und Über-
wachung ihrer Haushaltsdisziplin 
zu verstärken“ und b) für die Euro-
Staaten „Grundzüge der Wirtschafts-
politik auszuarbeiten, wobei darauf 
zu achten ist, dass diese mit den für 
die gesamte Union angenommenen 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik 
vereinbar sind.“44 Dies darf darüber 
hinaus nur im Rahmen der einschlä-
gigen Bestimmungen (Art. 121 und 
126 AEUV) und nach den dort vorge-
sehenen Verfahren geschehen. Das 
bedeutet, dass sich die spezifischen 
Regeln für die Eurozone im Rahmen 
der durch die Verträge vorgegebenen 
Grenzen bewegen müssen, „was 

»

»

„ Die massiv angestiegene 
Arbeitslosigkeit in  
Europa ist eine Chance 
für Strukturreformen. 
Dabei müssen Bereiche 
wie die Lohnstückkosten 
im Zentrum stehen.“

 Angela Merkel

Der Kommission geht 
es um die „zügige Ver
abschiedung und Um

setzung von Reformen 
durch Überwindung […] 

politischer und ökono
mischer Hindernisse.“
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die Bedeutung der Vorschrift auf ein 
Minimum reduzier[t].“45 Daraus folgt, 
dass der Art. 136 AUEV nicht mehr 
und auch nichts anderes erlaubt als 
das sonstige Primärrecht.46 Der Tat-
bestand enthält demnach „keine Er-
mächtigung zu weitergehenden Ein-
griffen in die wirtschaftspolitischen 
Kompetenzen der Mitgliedstaaten“.47 

Auf dieser Grundlage können daher 
höchstens intensivierte Koordina-
tions- und Informationspflichten für 
die Euro-Zone etabliert werden.48 

Es braucht daher kein juristisch ge-
schultes Auge, um zu erkennen, 
dass der Art. 136 AEUV weder für die 
wesentlichen Komponenten des be-
reits beschlossenen Verfahrens über 
makroökonomische Ungleichgewich-
te49 noch für die angedachten Verträ-
ge über Wettbewerbsfähigkeit eine 
Kompetenzgrundlage bildet. Der 
einschlägige Art. 121, auf den der 
Art. 136 in Sachen Wirtschaftspolitik 
zurückweist, sieht weder die im Ver-
fahren über makroökonomische Un-

gleichgewichte vorgesehenen Sank-
tionen in Form von Geldbußen, noch 
ein Abstimmungsverfahren nach 
der Reverse Majority Rule vor. Gen-
auswenig lässt sich in den Art. 121 
und 126 AEUV eine Ermächtigung 
der Kommission zum Abschluss von 
„Verträgen über die Wettbewerbs-
fähigkeit“, noch die Kompetenz zur 
Überwachung der Umsetzung der 
darin vereinbarten Strukturreformen 
finden. Auch eine finanzielle Unter-
stützung für die Umsetzung von Ver-
einbarungen lässt sich den Verträgen 
nicht entnehmen. Die Europarechts-
widrigkeit von Verträgen über die 
Wettbewerbsfähigkeit ist daher 
schon nach der Prüfung der ersten 
Tatbestandvoraussetzung offenkun-

dig. Ebenso wenig erfüllt das ange-
strebte Instrument die zweite durch 
den Art. 136 AEUV geforderte Vor-
aussetzung, da es weder eine Maß-
nahme der Haushaltsdisziplin noch 
eine Verabschiedung von Grundzü-
gen der Wirtschaftspolitik, darstellt.

Aus der mit dem Fiskalpakt ge-
öffneten Büchse der Pandora: 
Pakt für Wettbewerbsfähigkeit 

n Vielleicht ist es diese offenkundi-
ge Unionsrechtswidrigkeit, welche 
die Kommission bewogen hat sich in 
ihrem Konzept auch eine Hintertür 
offen zu halten: „Zwischenstaatliche 
Lösungen sollten […] nur als Aus-
nahme- und Übergangsmaßnahmen 
in Erwägung gezogen werden, wenn 
eine Lösung auf EU-Ebene eine Än-
derung der Verträge erfordern würde 
[…].“50 Damit spielt die Kommission 
auf die Flucht aus dem Europarecht 
nach dem „Modell Fiskalpakt“ an. 
Eine Präferenz für diesen erneu-
ten Einsatz eines völkerrechtlichen 
Vertrages zur Umgehung jener 

»

»

Gezielt wird auf eine 
Spielanordnung mit  

erpresserische Frage
stellung: „Reformen  

und finanzielle Unter
stützung oder Stillstand 

und Sanktionen.“
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Der Blog „Arbeit & Wirtschaft“ versteht sich als digitales Informations- 
und Diskussionsangebot ergänzend zur gleichnamigen Zeitschrift. Wir 
richten uns an Menschen, die an Perspektiven für eine Gestaltung der Gesell-
schaft im Sinne der arbeitenden Menschen interessiert sind. Wir setzen Diskus-
sionsimpulse und liefern kurze aktuelle Analysen an der Schnittstelle zwischen 
Politik, Wissenschaft, Vertretung der arbeitenden Menschen und interessierter 
Öffentlichkeit. 

Der Blog dient der Diskussion aktueller Fragestellungen und liefert abseits des 
Mainstreams kritische Interpretationsangebote.
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»

  1)  Der Titel ist der überzeugenden begriff-

lichen Zuspitzung von Steffen Stierle 

und Kenneth Haar „Troika for everyone, 

forever“ entlehnt: http://corporateeu-

rope.org/blog/troika-everyone-forever 

(10.2.2013) 

  2)  Eurostat, http://epp.eurostat.ec.europa.

eu (10.2.2013).

  3)  Diese besteht aus der EU-Kommission, 

der Europäischer Zentralbank und dem 

Internationalen Währungsfonds.

  4)  Siehe dazu den Beitrag von Judith Vor-

bach in diesem infobrief eu & intenational 

S. 27. 

  5)  Mit Austeritätspolitik (von lat. austeritas: 

Herbheit und Strenge) ist eine Budget-

politik angesprochen, die weitgehend 

unabhängig vom Konjunkturverlauf 

drastische Ausgabenkürzungen verlangt 

bzw. durchführt. Das angebliche Ziel 

des Sparens wird dabei gerade in einem 

Konjunkturabschwung nicht erreicht, da 

die dadurch sinkende staatliche Nachfra-

ge den Einbruch der Wirtschaft und damit 

den Anstieg der Ausgaben verschärft. 

  6)  Markus Marterbauer/Georg Feigl, Die EU-

Fiskalpolitik braucht gesamtwirtschaft-

lichen Fokus und höhere Einnahmen, 

WISO 8/2012. 

  7)  Siehe dazu ausführlich und nach Ländern 

differenziert die Studie von FORBA, Die 

Finanzkrise und ihre Auswirkungen auf 

Sozialstaaten und Arbeitsbeziehungen – 

Ein europäischer Rundblick (2012), http://

wien.arbeiterkammer.at/bilder/d184/

Forba-Studie_Finanzkrise_2012.pdf, bzw. 

den zusammenfassenden Beitrag von 

Christoph Hermann, Die Finanzkrise und 

ihre Auswirkungen auf Sozialstaaten, info-

brief eu & international 5/2012, 1. 

  8)  Siehe für eine Erklärung Fn. 5. 

  9)  Siehe dazu die nach Ländern differenzier-

te reale BIP-Wachstumsrate unter http://

epp.eurostat.ec.europa.eu (10.2.2013). 

10)  Georg Feigl/Sepp Zuckerstätter, Wett-

bewerbsorientierung ein europäischer 

Irrweg, infobrief eu & international 

4/2012, 1.

11)  Alex Demirović, Materialistisches Wissen - 

kritische Theorie, spw 2006, 33.

12)  Spiegel Interview mit Michael Hardt, Der 

Spiegel v. 24.3.2010.

13)  Siehe dazu Fn. 10.

14)  Siehe für einen Vergleich der derzeitigen 

Krise und jener der Zwischenkriegszeit 

Lukas Oberndorfer, Die Renaissance des 

autoritären Liberalismus? – Carl Schmitt 

und der deutsche Neoliberalismus, prokla 

2012, 413.

15)  Für eine eingehende Darstellung und 

makroökonomische Problematisierung 

siehe Elisabeth Klatzer/Christa Schlager, 

Europäische Wirtschaftsregierung – eine 

stille neoliberale Revolution, Kurswechsel 

2011, 61.

16)  Für eine pointierte Kritik siehe Stephan 

Schulmeister, Ein Graben zieht sich durch 

Europa, Handelsblatt, 8.4.2012.

17)  Siehe für eine ausführliche Darstellung 

des Verfahrens Lukas Oberndorfer, Vom 

neuen, über den autoritären zum pro-

gressiven Konstitutionalismus? Pakt(e) 

für Wettbewerbsfähigkeit und die europä-

ische Demokratie, juridikum 1/2013 (im 

Erscheinen).

18)  Ebd.

19)  Andreas Fischer-Lescano/Lukas Obern-

dorfer, Fiskalvertrag und Unionsrecht – 

Unionsrechtliche Grenzen völkervertrag-

licher Fiskalregulierung und Organleihe, 

NJW 2013, 9.

Konsens-Erfordernisse, die eine Än-
derung der europäischen Verträge 
benötigt, lässt sich jedenfalls auch 
der Davoser Rede der deutschen 
Bundeskanzlerin entnehmen. Aber 
gerade weil dieses Vorgehen de-
ckungsgleich mit jenem zum Fiskal-
pakt wäre, lassen sich die dagegen 
vorgebrachten rechtlichen Argumen-
te51 großteils auch auf einen Pakt für 
Wettbewerbsfähigkeit übertragen. 
Dies gilt insbesondere für die zen-
trale Rolle der Kommission, deren 
Heranziehung  (Organleihe) außer-
halb des Europarechts ohne völker-
vertragliche Einwilligung bzw. der 
unter Umständen notwendigen pri-
märrechtlichen Genehmigung „aus 
unionsrechtlicher Sicht unzulässig 
ist.“52 Das in den Europarechtswis-
senschaften herrschende Verdikt53, 
dass der Fiskalpakt unionsrechts-
widrig ist, würde daher auch einen 
Pakt für Wettbewerbsfähigkeit tref-
fen.

IV.  Soziale Demokratie statt 
wettbewerblicher Imperativ 

In seinem Abschlussbericht zur Ver-
tiefung der WWU hat der Präsident 
des Europäischen Rates Herman Van 
Rompuy auf den Punkt gebracht, 
welches Ziel mit der bisherigen Kri-
senpolitik verfolgt wird, die nun mit 

den Verträgen über Wettbewerbsfä-
higkeit um ein weiteres Instrument 
ergänzt werden soll: „Finally, the cri-
sis has shown the need to strengthen 
[the Economic and Monetary Union’s] 
ability to take rapid executive decis-
ions to improve crisis management 

in bad times and economic policy-
making in good times.“54  Zugespitzt 
heißt dies nichts anderes, als dass 
die Wirtschaftspolitik in Zukunft ver-
mehrt in den Händen der europäi-
schen Exekutive liegen soll. Oder, um 
es in den Worten von Angela Merkel 
zu sagen: [Es geht darum] „die par-
lamentarische Mitbestimmung so [zu 
gestalten], dass sie trotzdem auch 
marktkonform ist.“55

Die autokratische Konstitutionalisie-
rung der Wirtschaftspolitik, die mit 
den Verträgen über Wettbewerbsfä-
higkeit in ihre nächste Etappe gehen 
soll, zielt darauf ab die demokrati-
sche Infragestellung der neoliberalen 
Integration Europas zu verhindern. 
Trotz der Erschütterungen, welche 
die soziale Krise in Südeuropa aus-
löst und obwohl die bisherige Politik 
die Eurozone erneut in die Rezession 
gedrückt hat und ein starkes Anstei-
gen der Schuldenstände nach 

Die Rechtsgrundlage 
enthält keine Ermächti

gung zu weitergehenden 
Eingriffen in die  

wirtschaftspolitischen 
Kompetenzen der  
Mitgliedsstaaten.

»
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sche und internationale Politik 2011, 77.

21)  Siehe dazu Fn. 17.

22)  So der Name der Ratsformation in der 

sich die FinanzministerInnen treffen, 

und der neben der Kommission für die 

Entscheidungen im Rahmen der Economic 

Governance zuständig ist. 

23)  Rede von Kanzlerin Merkel am Welt-

wirtschaftsforum in Davos, 24.1.2013. 

Abrufbar unter www.bundesregierung. 

de/Content/DE/Rede/2013/01/2013- 

01-24-merkel-davos.html (10.2.2013).

24)  Elisabeth Klatzer/Christa Schlager, Gen-

derdimensionen der neuen EU Economic 

Governance : maskuline Steuerungsme-

chanismen und feminisierte Kosten- und 

Risikoabwälzung, Kurswechsel 2012, 23

25)  So bezeichnete auch Jürgen Habermas 

die Krisenpolitik als postdemokratischen 

Exekutivföderalismus; siehe dazu ders., 

Zur Verfassung Europas – Ein Essay 

(2011) 8. 

26)  Den Startschuss gab der „Bericht der vier 

Präsidenten“: www.consilium.europa.eu/

uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/

ec/131294.pdf (10.2.2013).

27)  Siehe dazu Fn. 17. 

28)  Für einen Überblick zu diesen Struktur-

reformen in Südeuropa siehe Christoph 

Hermann, Die Finanzkrise und ihre Aus-

wirkungen auf Sozialstaaten, infobrief eu 

& international 5/2012, 2.

29)  Ein Konzept für eine vertiefte und echte 

WWU, 28.11.2012, COM(2012) 777.

30)  Schlussfolgerungen des Europäischen 

Rates vom 13./14. Dezember 2012, EUCO 

205/12 (Hervorhebung L.O.).

31)  http://www.weforum.org/history 

(1.2.2013).

32)  Stephen Gill, Progressives politisches 

Handeln und die globale organische Krise, 

in Benjamin Opratko/Oliver Prausmüller 

(Hg.), Gramsci global (2011) 265 (273).
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38)  Ebd. 26.
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41)  Ebd. 50.

42)  In den Schlussfolgerungen des Europä-

ischen Rates vom Dezember 2012 wird 
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Berichtes über entsprechende Maßnah-

men bis Juni 2013 beauftragt.

43)  COM(2012) 777, 26.

44)  Art. 136 Abs. 1 AUEV.

45)  Bernhard Kempen in Streinz, EUV/AEUV- 

Kommentar2 (2012), Art. 126 AEUV, Rn. 2.

46)  Jean-Victor Louis, The Economic and 

Monetary Union, CMLRev 2004, 575; 

Ulrich Häde, Art. 136 AEUV - eine neue 

Generalklausel für die Wirtschafts- und 

Währungsunion?, JZ 2011, 333 

47)  Ulrich Häde in Calliess/Ruffert, Art. 136, 

Rn. 4.

48)  Lukas Kempen in Streinz, Art. 126 AEUV, 

Rn. 2.

49)  Siehe dazu ausführlich bereits Lukas 

Oberndorfer, Eine Krisenerzählung ohne 

Kompetenz – Economic Governance 

rechtswidrig? infobrief eu & international 

3/2011, 7.

50)  COM(2012) 777, 16.

51)  Andreas Fischer-Lescano/Lukas Obern-

dorfer, Fiskalvertrag und Unionsrecht – 
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licher Fiskalregulierung und Organleihe, 

NJW 2013, 9.

52)  Calliess/Schoenfleisch, Auf dem Weg in 

die europäische ‚Fiskalunion'?, JZ 2012, 
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53)  Siehe für entsprechende Verweise Fn. 51.
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data/docs/pressdata/de/ec/134206.pdf 

(10.2.2013), Hervorhebungen L. O.

55)  Siehe dazu den Mitschnitt einer Rede vom 

Herbst 2011 auf www.nachdenkseiten.

de/?p=10611 (10.2.2013). 

56)  Markus Marterbauer/Lukas Oberndor-

fer, Federating Competition States vs. 

Building Europe from Below - EU Treaty 

Revisions as an Opportunity for the 

Democratization of Economy and Politics, 
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sich zog, sollen „Strukturreformen“ 
europaweit durchgesetzt werden. 
Obwohl diese tief in den Alltag und 
die sozialen Rechte der arbeitenden 
Menschen eingreifen, soll der demo-
kratische Entscheidungsspielraum 
und die Chance zur Abwahl der bis-
herigen Krisenpolitik auf ein Mini-
mum reduziert werden. 

In der Auseinandersetzung um eine 
Vertiefung der WWU wird es daher 
die Aufgabe der Gewerkschaften und 

der sozialen Bewegungen sein, das 
europäische Institutionengefüge dar-
an zu erinnern, dass die Wirtschafts-
politik nicht exekutiv verordnet son-
dern demokratisch gestaltet werden 
muss. Die in diesem Zusammenhang 
erhobene Forderung nach einer Ver-
sammlung zur Neugründung Europas 
könnte eines jener zur Diskussion 
stehenden Einstiegsprojekte in einen 
progressiven Konstitutionalismus 
sein56, der den Menschen in Europa 
die Möglichkeit gibt, über Alternati-

ven zu streiten und ihre gemeinsame 
Zukunft zu gestalten.
 

Lukas Oberndorfer n AK Wien 

lukas.oberndorfer@akwien.at

»
Die autokratische  

Konstitutionalisierung 
der Wirtschaftspolitik, 

zielt darauf ab die  
demokratische Infrage
stellung der neolibera

len Integration Europas 
zu verhindern.
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Editorial

Liebe Leserin! Lie
ber Le

ser!

Vor Ih
nen liegt doppelt Neues. 

 Durch professio
nelles La

yout 

ersch
einen wir in

 neuem Gewand. 

Auch inhaltlich
 haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussie
ren: La

ngbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit st
arten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Erste
rer 

zeigt auf, dass s
imultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt s
ich mit dem Monti-B

erich
t – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Disse
ns darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir m
it zw

ei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitsch
rift b

leiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. D
as ze

igen 

Elisabeth Beer, N
orbert Templ, Ir

is 

Strutzm
ann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ih
ren Beiträgen zu  

Investiti
onssch

utzabkommen, 

Wachstumshindernisse
n, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt C
laudia Schürz u

nseren 

China-Schwerpunkt fort. D
iesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 

Ihr AK Redaktionsteam

Seit B
eginn der Finanz- und Wirts

chaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatisch
e Notfallmaßnahmen das  
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Liebe Leserin! Lieber Leser!

Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 

 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 

Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussieren: Langbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit starten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Ersterer 

zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich
 mit dem Monti-Bericht – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Dissens darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 

Strutzmann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ihren Beiträgen zu  

Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 

China-Schwerpunkt fort. Diesmal: 

WanderarbeiterInnen.
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Editorial
Liebe Leserin! Lieber Leser!

Noch einmal vor der Sommer pause 

widmen wir uns den aktuellen 

Brennpunkten der europäischen  

Politik: P. Eberhardt skizziert die 

Einflussnahme der Wirtschafts-

lobbys auf die Verhandlung des 

EU-Indien Freihandelsabkommens. 

L. Oberndorfer, N. Templ und C. 

Schlager greifen in ihren Analysen 

noch einmal neue Aspekte des viel 

diskutierten Economic Government-

Pakets auf, ergänzt um einen 

kritischen Blick auf die Austeri-

tätsprogramme quer durch Europa 

(G. Feigl), auf die sprunghaften 

Preisanstiege an den Rohstoffbör-

sen (M. Maltschnig) sowie Aktuel-

lem zur Finanztransaktionssteuer 

(V. Wedl). Das Ende der ungari-

schen EU Präsidentschaft nimmt 

K. Lachmayer zum Anlass einen 

genaueren Blick über die Grenze zu 

werfen und analysiert die aktuellen 

Verfassungsreformen in unserem 

Nachbarland. Weitere Themen der 

Ausgabe sind die Reformvorhaben 

im EU-Vergaberecht (S. Wixforth), 

die Strategie zur legalen Zuwande-

rung in die Union (C. Cesnovar) so-

wie die revidierten OECD-Leitsätze 

für multinationale Unternehmen (E. 

Beer). Abgerundet mit Buch- und 

Veranstaltungstipps wünschen wir 

eine anregende Lektüre im Juni.
Ihr AK Redaktionsteam

Seit 2007 verhandeln Indien und die EU ein weit reichendes 

Freihandelsabkommen. Es umfasst alle relevanten Wirtschafts-

bereiche – von Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungssekto-

ren bis hin zu Patenten, der öffentlichen Auftragsvergabe und der 

Ausbeutung von Rohstoffen. Demnächst sollen die Gespräche abge-

schlossen werden. Dabei weiß in Europa und Indien kaum jemand 

etwas darüber. Nur Konzerne und ihre Lobbyverbände sind bestens 

in die Verhandlungen eingebunden.    

Pia Eberhardt

In den Freihandelsverhandlungen mit Indien  

arbeiten EU-Kommission, Mitgliedstaaten und  

Konzernlobbies eng zusammen 

Feindliche Übernahme
Die bruchstückhaften Informationen 

über die Verhandlungen, die bisher 

an die Öffentlichkeit gesickert sind, 

haben soziale Bewegungen, Ge-

werkschaften, Entwicklungs-, Frau-

en- und Gesundheitsorganisationen 

alarmiert. Sie befürchten, dass das 

EU-Indien 
Freihandelsabkommen 

Armut, soziale Ungleichheit und den 

ökologischen Raubbau in Indien ver-

schärfen wird. Auch Arbeitsrechte 

und der Zugang zu Medikamenten 

seien durch das Abkommen bedroht, 

und zwar nicht nur in Indien, son-

dern weltweit. Wiederholt haben da-

her hunderte zivilgesellschaftliche 

Organisationen aus Europa und In-

dien zu einem sofortigen Stopp der 

Verhandlungen aufgerufen.1

Ganz anders die europäischen Kon-

zerne und ihre Verbände: Für Busi-

nessEurope, den europäischen 

Arbeitgeberverband, ist das EU-Indi-

en-Freihandelsabkommen das wich-

tigste, das die EU derzeit verhandelt. 

Ihm gehen die Gespräche zwar nicht 

schnell genug, aber der Verband 

ist hochzufrieden mit der Verhand-

lungsführung der EU-Kommission. 

Und mit ihrer Informationspolitik. 

Kein Wunder.Symbiose zwischen Kommission 

und Wirtschaft n Schon Monate 

vor Beginn der offiziellen Gespräche 

mit Indien begann die EU-Kommis-

sion, die europäische Wirtschaft zu 

konsultieren. In einem detaillierten 

Fragebogen wurde sie zu Proble-

men beim Export von Gütern und 

Dienstleistungen, bei Filialeröffnun-

gen, beim Zugang zu Rohstoffen in 

Indien etc. befragt. Drei Tage vor 

Verhandlungsbeginn versicherte die 

damalige EU-Agrarkommissarin, 
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